
Am Freitag, den 30. April 2004

Mut und kämpferische Zuver-
sicht, das solidarische Handeln
vieler Einzelpersonen und un-
terschiedlichster gesellschaftli-
cher Gruppen, Organisationen
und gewerkschaftlicher Initiati-
ven verbreiteten Hoffnung und
waren die Hauptakteure der
machtvollen Gegenwehr gegen
Sozialabbau, Lohndiskriminie-
rung und unbezahlter Arbeits-
zeitverlängerung. Wenn die
Gewerkschaften wollen, wer-
den sie von den Menschen im
Lande nicht im Stich gelassen.
In Stuttgart, Berlin, Köln, Rom,
Paris und anderen europäi-
schen Städten demonstrierten
über 1 Million Arbeiter Ange-
stellte, Schüler und Rentner
aus allen gesellschaftlichen
Schichten.
Diese soziale, europaweite Be-

wegung darf nicht enttäuscht
werden. Insbesondere alle
DGB-Gewerkschaften stehen
in der Verantwortung, nicht nur

für ihre Mitglieder, son- d e r n
auch für alle Menschen, die
zum Widerstand bereit sind,
organisatorische und logisti-

sche Aufgaben zu übernehmen.
Die Demonstration für soziale
Rechte und für soziale Si-

cherheiten muss als
ein europaweiter
Erfolg gewertet
werden. Wir sind
das Volk. Nicht
die Unterneh-
m e r f ü r s t e n
und die Ban-
k e n a k t i o -
näre oder
die Imobili-
enspeku-
lanten, ob

in Heidenheim
oder  anderswo.

Auch für die Losung Zukunft-
heißt die Losung: Wer sich
nicht wehrt, der lebt verkehrt.
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Machtvolle europaweite Demonstrationen
Sozialkahlschlag bekämpfen - Widerstandsaktionen ausbauen
Betriebsräte und gewerkschaftliche Vertrauensleute: „Jetzt sind die Betriebe gefordert“
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DKP mit knapp
35% Frauen auf-
weist, freut uns
besonders.
Übrigens, die bei-
den Kandidaten
zum Gemeinde-
rat W. Benz und
R. Püschel sind
auch unsere Kan-
didaten zur Euro-
pawahl. Nicht nur
politisch und wirt-
schaftlich ist die
Kommunalpolitik
mit der Europapolitik verknüpft. Mit
beiden Kanditaten wird auch die politi-
sche Beziehung von Kommunal- und
Europapolitik deutlich.
Unsere freudschaftlichen Beziehun-
gen zu den Kommunalparlamenten
und Parteien unserer Parnerstädte Cli-
chy, St. Pölten, Döbeln und Jihlava,
sind ein guter Beweis unserer aufge-
schlossenen Zusammenarbeit.
Also, sowohl bei der Gemeinderats-
wahl als auch bei der Europawahl sind
Ihre Stimmen für die Listen der DKP
keine vergeudete Stimmen.

Sechs von 29 Kandi-
datinnen und Kandi-
daten werben für die
Gemeinderatswahl
um Ihre Zustimmung.
Darunter der Be-
triebsratsvorsitzende
und Ver.di- Gewerk-
schafter Wilhelm Benz.
Erfahren in der ge-
werkschaftlichen Inter-
essenvertretung beim
Elektronikhandel Pro-
Markt. Reinhard Pü-
schel kümmert sich eh-
renamtlich als stell.
Vorsitzender des Mie-
tervereins um Mieter-
probleme in verschiedenen heidenheimer
Wohngebieten. Dass der Wahlvorschlag der

Reinhard Püschel
geb.:14.12.1951

Schlosser
Stell. Vors. Mieterverein

DKP Mitglied

Wilhelm Benz
geb.:19.11.1953

Verkäufer
Betriebsratsvors. Pro Markt

DKP Mitglied

Natalie Köhler
geb.: 16.12.1981

Verwaltungsfachangestellte
parteilos

Am 13.Juni 2004 sind die Gemeinderatswahlen.
Sechs von 29 Kandidatinnen und Kandidaten werben um Ihre

Zustimmung

Claudia Cina
geb.: 25.11.1950

Küchenhilfe
DKP Mitglied

Gemeinderatswahlen 2004

Liane Huber
geb.:01.05.1983

Schülerin
parteilos

Charlotte Muras
geb.: 19 03.1927
Archivarin i. R.

parteilos

Der 1. Mai - ein Kampftag?
„Gegen jeden, der es unter-
nimmt, diese Ordnung zu besei-
tigen, haben alle Deutschen das
Recht zum Widerstand, wenn
andere Abhilfe nicht möglich
ist“. (Artikel 20(4) Grundgesetz)
Wie verhält es sich denn mit dem
Gleich-
h e i t s -
grund-
satz in
d e r
G e -
s u n d -
heits -
u n d
B i l -
dungs-
politik? Warum wird der arbeitenden
Bevölkerung, den sozial Schwachen

und den Rentnern genommen und
den Reichen
g e g e b e n ?
Warum dür-
fen Industrie-
manager Mil-
lionen Abfin-
dungen kas-
sieren, wenn
Betriebe und
damit Be-
schäftigte in die Arbeitslosigkeit ent-
lassen werden? Warum dürfen Politi-
ker wie Westerwelle (FDP) und Merz
(CDU) die Gewerkschaften und da-
mit Millionen Mitglieder diskriminie-
ren? Warum dürfen Politiker die
ganze Welt als militärisches Einsatz-
gebiet der Bundeswehr markieren?
Warum stellen Politiker die Forde-
rung, die Bundeswehr im Innern ein-

setzen zu wollen ohne das Grundge-
setz zu ändern? Warum
stimmt die Bundesregierung
einer EU-Verfassung zu, die
unsere nationalen Grund-
rechte teilweise außer Kraft
setzen? Warum versucht die
Politik in Berlin auf kaltem
Wege Grundrechte außer
Kraft zu setzen? Welches In-
teresse steht hinter dieser

Politik?
Wann endlich besinnen sich die Ge-
werkschaften, das in Ihren Satzungen
angesprochene Widerstandsrecht in
die politische Auseinandersetzung
einzubringen. Ist es nicht höchste
Zeit, sich auch innerhalb der Gewerk-
schaften auf die neue Kriegspolitik der
Regierenden einzustellen und Wider-
stand zu entwickeln?



Trotz des ge-
w a c h s e n e n
volkswirtschaftli-
chen Kuchens
von 1991 mit 971
Mrd. Euro auf
2002 mit 1.378
Mrd. Euro ist die
Verteilung des
verfügbarenEin-
kommens der
Privathaushalte
von 49,6% auf
42,7% gefallen.
Die Gewinn- und
Vermögensein-
kommen dage-
gen von 27,9%

auf 30,2% gestiegen. Die Reichen
werden immer reicher.
Was bleibt? Nach den macht-
vollen Widerstandsaktionen des
03. April gegen den Sozialkahl-
schlag ist das Gebot der Stunde in
den Betrieben die Kraft des Wi-
derstands fortzusetzen. Den For-
derungen der Unternehmerver-
bänden nach Arbeitszeitverlänge-
rung ohne Lonausgleich die For-
derung nach Arbeitszeitverkür-
zung mit vollem Lohnausgleich
entgenzusetzen.

Das Streben der Unternehmer nach Maxi-
malprofit, egal wie es den Beschäftigten
und ihren Familien ergeht, kennzeichnet
unser Wirtschaftsystem und beherrscht
die gesamte Politik. SPD und Grüne wol-
len uns Glauben machen, dass unsere
Wirtschaftskraft am Ende sei. Steigende
Arbeitslosigkeit einerseits, aber längere
Arbeitszeiten und steigende Überstunden
andererseits. Sozialabbau
einerseits, aber weltweite
Kriegseinsätze anderer-
seits. Deutschland ist Ex-
portweltmeister. Die Aus-
fuhren, der Export ist höher
als der in den USA. Das
Bruttoinlandprodukt ist in
der Zeit von 1992 bis 2003
um 16,2 % gestiegen. Die Ar-
beitsproduktivität, also Eure Ar-
beitsleistung pro Stunde, stieg
trotz insgesamt weniger geleisteter
Stunden an. Alle volkswirtschaft-
lich bekannten Zahlen sagen Es
muss mehr Lohn in den Geldbeutel
und die Arbeitszeit muss nicht ver-
längert sondern, verkürzt werden.
Den Extraprofit, den die Unterneh-
mer mit einer Verlängerung der
Wochenarbeitszeit einfordern, ist
eine einseitige Bereicherung der
Aktionäre, der Banken und der Un-
ternehmerbosse.

Ein Bündnis für die Zukunft!
Unabhängig der gewerkschaftlichen oder der politischen
Zugehörigkeit ist ein Bündnis gegen den Sozialkahl-
schlag, den die SPD/Grüne Koalition in Berlin vorantreibt,
ein notwendiger, ein lebensnotwendiger Zusammen-
schluss.
Ein Bündnis ist ein Zusammenschluss unterschiedlicher
politischer und persönlicher Interessen, die für ein be-
stimmtes, ein gemeinsames Ziel, gemeinsame Aktivitäten
organisiert. Ein Bündnis hat einen gemeinsamen inhaltli-
chen Nenner des Kampfes für gemeinsame Interessen.
Das Heidenheimer Bündnis gegen den Sozialkahlschlag ist ein solcher Zusammenschluss. Es lohnt
sich also, diesem Bündnis mehr Aufmerksamkeit zu schenken.

Betriebs- u. Gewerkschaftsspiegel

VOITH Betriebe am Standort VOITH AG

Arbeitszeitverkürzung



Vermischtes / Internationales
Bewaffnete Avantgarde
BERLIN - Die oppositionelle CDU orientiert
auf eine aggressivere Durchsetzung deutsch-
europäischer Weltmachtambitionen gegen die
USA. Dies geht aus dem jüngst verabschiede-
ten ,,Europa-Manifest" der Partei hervor. Die
CDU, die der streckenweise scharf gegen die
USA gerichteten Strategie der Regierung bis-
her skeptisch gegenüber stand, fordert nun
die ,,Bündelung militärischer Fähigkeiten",
um die Europäische Union zur gleichberech-
tigten Konkurrenz der USA aufbauen zu kön-
nen. Gleichzeitig gewinnen aggressive Posi-
tionen an Gewicht, die auf das deutsch-
französische Machtkartell als den militäri-
schen ,,Kern des Kerns" der EU setzen.

Kriegspflicht
BRÜSSEL - Das kerneuropäi-
sche Machtkartell unter
deutsch-französischer Füh-
rung nutzt die Anschläge von
Madrid, um alle Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union
militärisch enger an sich zu
binden. Eine von den Staats-
und Regierungschefs in Kraft
gesetzte ,,Solidaritätsklausel"
verpflichtet die EU-Staaten,
ihre militärischen Ressourcen
in den Dienst des vorgeblichen
,,Kampf gegen den Terroris-
mus" zu stellen.

Langjährige Erfahrungen
LISBOA/MADRID - Die CDU-nahe Konrad-
Adenauer-Stiftung (KAS) mischt sich in die portu-
giesische Innenpolitik ein und unterstützt die Kan-
didatur des ehemaligen Ministerpräsidenten Ani-
bal Cavaco Silva bei den Präsidentschaftswahlen
im Jahr 2006. Wie der Madrider Repräsentant der
Stiftung, Michael Däumer, erklärt, ist die KAS
,,interessiert" an einem Präsidenten, ,,mit dem wir
schon Erfahrungen haben". Die deutsche Organi-
sation leistet seit den 1970er Jahren intensive
Einflussarbeit bei Cavaco Silvas Partei PSD und
verfügt über ,,gute Kontakte" zur portugiesischen
Außenministerin Teresa Patrício Gouveia (PSD).

Alle Artikel: www.german-foreign-policy.com

Am 13. Juni 2004 sind die Gemeinderatswahlen
sieben von 29 Kandidatinnen und Kandidaten werben um Ihre

Zustimmung
Siegbert Fischer
geb.: 21.01.1941

Dipl.Holzwirt
parteilos

Waltraud Kasun
geb.: 10.06.1951

Arbeiterin
parteilos

Martin Surmiak
geb.: 24.09.1953

Dip. Ingeneur (FH)
DKP Mitglied

Sabine Steck
geb.: 01.05.1958

Diplomwökonomin
parteilos

Oggenhausen

Betina Noak
geb.: 10.06.1948
Heimerzieherin

parteilos

Tsakaridis Charalampos
geb.: 05.08.1950

Maler z.Zt. arbeitslos
DKP Mitglied

Atommacht
BERLIN - Das deutsche Militär und Regierungsberater sondieren Möglichkeiten für den Zugriff Berlins auf Atomwaf-
fen. Eine wichtige Rolle in den Strategieplanungen spielt der Vorschlag, im Rahmen der EU-Militärpolitik auch die
Nuklearstreitkräfte Großbritanniens und Frankreichs zu ,,vergemeinschaften". Die Bundesregierung soll, so fordern
Regierungsberater, möglichst schnell eine Konzeption vorzulegen, wie die noch bestehenden Widerstände gegen eine
,,Nuklearmacht Europa" zu überwinden sind.
(Eine furchterregende Kriegspolitik die von SPD/Grüne betrieben wird. Anm.d. Red.)

Kommunalpolitik
Bundespolitik
Europapolitik

ein Zusammenhang

Für die Kommunalpolitik
DKP

ins Rathaus

Für die Europapolitik
DKP wählen

am 13. Juni 2004

Juan Marquez Garcia
Geb.:04.06.1937

Schlosserhelfer i.R.
parteilos


